Antrag  zur Parteireform

Antragssteller: SPD Ortsverein Dielingen / Drohne, SPD - Gemeindeverband Stemwede und  AG 60 plus Stemwede 

Auch in Stemwede wurde die Initiative für eine umfassende Parteireform in den örtlichen Gremien der Partei und in der AG 60plus intensiv beraten und bewertet. Viele Aspekte des Diskussionsentwurfes vom 12.06.2011 sind auf positive Resonanz gestoßen. Dennoch gibt es einige Vorschläge, welche nach unserer Meinung noch einer vertieften Diskussion bedürfen. Auch die SPD in Stemwede sieht die Notwendigkeit, die eigenen Organisationsstrukturen einer stetigen Überprüfung zu unterziehen und weiterzuentwickeln. Angelehnt an den vorliegenden Diskussionsentwurf der Bundespartei möchten wir daher einige Positionen klären.

Die SPD ist keine Wahlvereinigung, sondern eine Wertegemeinschaft

Die historische Stärke der SPD hat sich stets aus ihren Grundwerten und Überzeugungen generiert. Unsere fast 150 jährigen Geschichte ist voll mit Beispielen, in denen unsere Vorgängerinnen und Vorgänger überzeugt Positionen vertreten haben, die zu ihrer Zeit weit entfernt von der gesellschaftlichen Mehrheitsmeinung verortet lagen. Themenfelder wie das Frauenwahlrecht, die „neue Ostpolitik“ oder die Gesamtschule seien hier beispielhaft genannt. Durch, aus Überzeugung geborener, Hartnäckigkeit und Ausdauer gelang es uns oft auch komplexe Sachverhalte zu vermitteln, und langfristige Mehrheiten zu ermöglichen. Diese Erfolge basierten und basieren auf unserer starken Mitgliederbasis, welche aus Überzeugung bereit ist auf den Straßen Kärrnerarbeit zu leisten und für unsere Positionen einzustehen. Aus diesem Grund sind für uns folgende grundsätzliche Aspekte in einem Beschluss für eine organisatorische Parteireform zu berücksichtigen:

1    Wir begrüßen eine inhaltliche Öffnung zu Sympathisantinnen und Sympathisanten sowie zu befreundeten Organisationen. Die Möglichkeiten für offene Bürgerdiskussionen, sei es in Form von Foren, Arbeitsgruppen oder direktem Austausch, gilt es auszubauen. Themenbezogene Mitarbeit in Arbeitsgemeinschaften oder Themenforen ist zu begrüßen. Einem möglichen Rede- und Antragsrecht von befreundeten Organisationen und von Sympathisantinnen und Sympathisanten auf unseren Parteitagen stehen wir offen gegenüber. Hier muss jedoch eine Satzungsregelung getroffen werden, die einen geregelten Ablauf von Parteitagen ermöglicht.

 2   Eine Einschränkung oder Abwertung der Mitgliedsrechte lehnen wir hingegen kategorisch ab. Die Mitgliedschaft in der SPD repräsentiert auch ein Bekenntnis zu unseren Grundwerten, die nicht im Sinne einer Beliebigkeit disponibel sind. Einher geht die Bereitschaft die sozialdemokratische Idee dauerhaft zu unterstützen. Für uns ist nicht ersichtlich, warum Nichtmitglieder inhaltlich oder personell bestimmen sollten, welche Positionen oder Personen die Sozialdemokratie vertreten sollen. Aktives und passives Wahlrecht innerhalb der Gremien unserer Partei muss den Mitgliedern vorbehalten bleiben. Ein mögliches Stimmrecht in Themenforen ist hiervon unbenommen, da die endgültigen Entscheidungen in den satzungsgemäßen Gremien getroffen werden.

3. Die Möglichkeit von Urwahlen kann in Einzelfällen sinnvoll sein, um auf diesem Weg innerparteiliche Differenzen zu lösen und Klarstellung erreichen zu können. Als standardisiertes Verfahren ist dies jedoch abzulehnen, da es die Spitzenkandidatinnen und Spitzenkandidaten von der Partei abkoppelt und Personalentscheidungen nicht legitimierten Einflüssen von außen aussetzt. In einer Mitgliederpartei ist es wichtig funktionierende Strukturen zu erhalten, um dauerhafte Arbeit und Rückkopplung zum politischen Personal zu gewährleisten. Parteitage erfüllen eine Kontrollfunktion, welche durch in ihrer Legitimation abgekoppelte Spitzenkandidatinnen und Spitzenkandidaten eingeschränkt würde. Entsprechend begrüßen wir die Option einer Urwahl in besonderen Fällen. Hierfür muss sich im Einzelfall ein Parteitag mit einer Zweidrittelmehrheit der Delegierten für die Direktwahl aussprechen. Auf diesem Weg soll die jeweilige Kandidatur an die zugrundeliegenden Inhalte der Partei gebunden sein. Die Legitimation muss von denjenigen kommen, die das Programm beschließen.

Neue Herausforderungen verlangen verbesserte Strukturen

In einer sich wandelnden Gesellschaft steht die SPD als Volkspartei vor großen Herausforderungen. Vielfach gebrochene Erwerbs- und Bildungsbiografien sind mittlerweile der Regelfall. Um sowohl die alten Stärken zu bewahren, als auch die neuen Herausforderungen zu meistern, erscheinen einige Strukturänderungen sinnvoll.

4. Die strukturelle Basis der Partei sind die Ortsvereine. Hier sind wir nah an den Problemen des Alltags. Die Bedeutung dieser Ebene ist essentiell. Die Möglichkeit personell schwache OV‘s z.B. bei Kassenführung und Rechenschaftsberichten organisatorisch zu unterstützen ist wünschenswert. Die Zusammenlegung von OV’s kann dann eine Option sein, wenn eine funktionierende Basisarbeit anders nicht mehr realisierbar ist.

5. Eine virtuelle Mitgliedschaft ohne Ortsverein ist inakzeptabel. Jedem Mitglied steht frei sich nach eigenem Interesse zu engagieren, aber die Ortsvereine müssen die lokale Verankerung gewährleisten. Würde hier eine Trennung möglich, so wäre dies fatal für die Mehrheit der Ortsvereine und die Basisarbeit vor Ort. Die Anonymisierung innerhalb der Mitgliedschaft würde weiter befördert. Die OV‘s müssen gestärkt statt geschwächt werden.

6. Die Arbeitsgemeinschaften dürfen nicht geschwächt werden. Gerade die Jusos, die AG 60+ und die ASF profitieren von der automatischen Mitgliedschaft. Durch eine Umkehrung dieses Prinzips würde die direkte Ansprache leiden und eine unnötige Schwächung der AG‘s herbeigeführt. Die allgemeine und grundsätzliche Zugehörigkeit der Parteimitglieder zu den Arbeitsgemeinschaften dient dem inneren Zusammenhalt der Partei.

7. Themenforen stellen eine sinnvolle Ergänzung der Arbeitsgemeinschaften und Ortsvereine dar. Durch die Möglichkeit thematisch enge oder zeitlich befristete Arbeitsgruppen zu bilden kann flexibel auf neue Gegebenheiten und Herausforderungen reagiert werden. Von der Grundausrichtung sollen sie bewusst offen und attraktiv für Nichtmitglieder gestaltet werden. Ein Rede- und Antragsrecht auf Parteitagen ist wünschenswert

8. Das Präsidium des Bundesvorstandes soll verkleinert werden und schwerpunktmäßig geschäftsführende Aufgaben übernehmen. Die Arbeitsfähigkeit des Bundesvorstandes darf im Gegenzug nicht durch eine zu starke Reduzierung eingeschränkt werden. Um eine möglichst breite Repräsentation der Partei in ihrer Gesamtheit zu gewährleisten muss der Vorstand aus mindestens 35 Mitgliedern bestehen.

9. Der Parteirat darf nicht durch einen Länderrat ersetzt werden. Er übernimmt eine wichtige Kontrollfunktion und repräsentiert besonders die ehrenamtlichen Teile unserer Mitgliedschaft. Ggf. kann man den Parteirat in einen zweimal im Jahr tagenden kleinen Parteitag umwidmen.

10. Die ordentlichen Parteitage müssen reformiert werden. Der Schwerpunkt muss auf inhaltlicher Arbeit, statt auf langen Reden basieren..

11. Die politischen Empfehlungen der Antragskommissionen allein auf Grundlage von Leitanträgen des Parteivorstandes sollen abgeschafft werden

12.  Wir wollen eine weite Beteiligung der Mitglieder bei der Besetzung von Ämtern und Mandaten.

13.  Der angedachte Innovationsfond für besonders aktive Unterbezirke ist zu begrüßen. Ein Scherpunkt dieses Fonds soll auf direkten Mitmach- und Kommunikationsinstrumenten liegen. Parteigliederungen, die sich aktiv bemühen Mitglieder und Sympathisanten einzubinden, z.B. durch Kommunalwerkstätten, Mitgliederkonventen oder Neumitgliederaktionen, sollen auf diesem Weg verstärkt unterstützt werden.

14. Thematische Mitgliederbegehren sollen durch eine Senkung der Quorenerleichtert werden.

.

 15 Technischer Fortschritt als Basis für verbesserte Mitgliederarbeit

Der Fortschritt der digitalen Technologie ermöglicht völlig neue Wege in der Mitgliederbetreuung.Verschiedene Ideen, die bisher an logistischen oder finanziellen Hürden scheitern mussten, sind nun verhältnismäßig leicht nutzbar. Diese Chance müssen wir wahrnehmen.

16. Die Bundes-SPD wird beauftragt ein zukunftsfähiges Online-Angebot für ihre Untergliederungen bereitzustellen. Folgende Aspekte sollen dabei Berücksichtigung finden:

  a)  Alle wesentlichen Informationen wie Protokolle, Finanzstatus sowie Veranstaltungen oder Termine müssen (so dies rechtlich nicht eingeschränkt ist) mindestens parteiintern frei zugänglich und bequem abrufbar sein..

   b)  Eine gezielte Informationssteuerung soll eine schnelle Orientierung in Terminen, Themen und Aktivitäten ermöglichen ohne die Mitglieder mit Informationen zu überfluten oder diese vorzuenthalten. Hier muss stärker als bisher auf die moderierte (aber nicht ausschließliche) Nutzung „Neuer Medien“ (Kalender-, Post sowie Dokumentations- und Diskussionsfunktionen) gesetzt werden. 

  c)  Die Möglichkeit regionale oder themenbezogene „Infopakete“ zu abonnieren. Dies soll in Form eines individuell zugeschnittenen Newsabos umgesetzt werden.

17. Die Möglichkeit Anträge und Initiativen im Internet zu organisieren soll ausgebaut werden. Viele Spezialthemen können so überregional vernetzt bearbeitet werden.

18. Die neuen Möglichkeiten sollen die bisherigen parteiinternen Kommunikationswege ergänzen, nicht ersetzen. Mitglieder, welche die Möglichkeiten des Internets nicht nutzen können, dürfen nicht vom Informationsfluss abgeschnitten werden. Auf Wunsch muss es weiterhin möglich sein auf postalischem Weg informiert zu werden

Stemwede, den 27.09.11

Paul Lahrmann

Vorsitzender OV Dielingen / Drohne

Stv. Vorsitzender SPD Gemeindeverband Stemwede

Schriftführer der AG 60 plus Stemwede
